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MUSTER PACHT- UND MARKEN-VERTRAG

www.markttreff-sh.de


Pacht- und Markenvertrag

Zwischen der Gemeinde (...)

vertreten durch Bürgermeister (…)

– im Folgenden „Verpächter“ genannt –

und

(…)

– im Folgenden „Pächter“ genannt –

wird der nachfolgende Pacht- und Markenvertrag geschlossen.

A. Pachtvertrag

§ 1

Pachträume

(1) Verpachtet werden in (...), Erdgeschoss … die in dem als Bestandteil dieses Vertrages beigehefteten Verpachtungsplan (Anlage) in roter Farbe gekennzeichneten Flächen zum Betrieb eines Ladengeschäftes (im Einzelfall näher spezifizieren) sowie die dazu gehörigen Einrichtungsgegenstände gemäß beiliegendem Einrichtungsplan (Anlage).

(2) Die Änderung der in §1 Abs. 1 genannten Branche darf nur mit ausdrücklicher und schriftlicher Zustimmung des Verpächters erfolgen. Auf die Erteilung der Einwilligung besteht kein Rechtsanspruch. Der Pächter hat auf seine Kosten sämtliche mit seinem Gewerbe zusammenhängenden öffentlich-rechtlichen Auflagen zu erfüllen und Genehmigungen zu besorgen. Die Gültigkeit dieses Pachtvertrages ist unabhängig von einer etwa erforderlichen behördlichen Genehmigung der gewerblichen Tätigkeit. Der Verpächter haftet nicht für die generelle Eignung des Pachtobjektes für die Zwecke des Pächters. Ebenso haftet der Pächter nicht dafür, dass erforderliche Genehmigungen erteilt werden bzw. erteilte Genehmigungen fortbestehen.

(3) Als Geschäftsfläche werden … m² verpachtet, als Kellerfläche werden … m² verpachtet; über den vorgenannten Flächenumfang besteht zwischen den Vertragsparteien Einigkeit.

(4) Ferner werden die Stellplätze Nummer … bis … gemäß dem als Anlage B beigehefteten Plan mitverpachtet.

(5) Die nachstehend aufgeführten Einrichtungen dürfen mitbenutzt werden:

- 
Aufzugsanlagen

- 
(Sonstiges)

(6) Dem Pächter werden vom Verpächter für die Pachtzeit folgende Schlüssel ausgehändigt: …

(7) Der Verpächter schuldet nach § 536 (§ 535 n. F.) BGB die Überlassung der Pachtsache gemäß Ziffer 1 nur in demjenigen Ausbauzustand, wie er sich aus den dem Pächter bekannten Standardplänen und der Baubeschreibung ergibt. Soweit die Pachtsache zu dem Pachtzweck (§ 1 Abs. 1) und / oder Sonderwünsche des Pächters über diesen Ausbauzustand hinausgehende bauliche Maßnahmen an dem Anwesen und / oder der Pachtsache und den haustechnischen Gewerken erfordern, gehen diese allein zu Lasten des Pächters und unterliegen insoweit nicht der Vorleistungspflicht des Verpächters, auch wenn dies auf gesetzlichen Voraussetzungen beruht, die durch den vereinbarten Zweck nach § 1 Abs. 1 bedingt sind.

§ 2

Pachtzeit und Übergabe

(1) Das Pachtverhältnis beginnt am …. Die Übergabe der Pachtsache erfolgt voraussichtlich am …. Der Vertrag wird für die Dauer von … Jahren abgeschlossen.

(2) Nach Ablauf der festen Vertragsdauer kann von beiden Parteien unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Monaten jeweils auf das Ende eines Monats gekündigt werden.

(3) Soweit der unter B. dieses Vertrages abgeschlossene Markenvereinbarung aufgelöst oder gekündigt wird, vereinbaren die Vertragsparteien, dass zeitgleich diese Pachtvereinbarung einvernehmlich aufgelöst ist.

(4) Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung kommt es nicht auf die Absendung, sondern auf den Zugang des Kündigungsschreibens an.

(5) Setzt der Pächter nach Ablauf der Pachtdauer den Gebrauch der Pachtsache fort, so gilt das Pachtverhältnis nicht als verlängert. § 568 (§ 545 n. F.) BGB findet keine Anwendung. Der Pächter hat in diesem Fall als Nutzungsentschädigung den ortsüblichen Pachtwert, mindestens aber je angefangenem Kalendermonat den zuletzt vereinbarten Pachtzins zuzüglich Nebenkosten zu zahlen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens bleibt vorbehalten.

(6) Der genaue Übergabetermin wird vom Verpächter festgesetzt. Eine Haftung für einen bestimmten Übergabetermin bzw. für die rechtzeitige Räumung durch den Vorpächter wird vom Verpächter nicht übernommen, es sei denn, dass der beim Pächter nachweislich entstandene Schaden durch eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Pflichtverletzung des Verpächters oder seiner Erfüllungsgehilfen verursacht wurde. Sofern die verspätete Übergabe vom vorherigen Pächter verursacht wurde, haftet der Verpächter abweichend von obiger Bestimmung maximal in dem Umfang, in dem er seinerseits den vorherigen Pächter in Anspruch nehmen kann. Er ist berechtigt, zur Befriedigung dieser Ansprüche seine Ansprüche gegen den vorherigen Pächter an Erfüllungsstatt an den Pächter abzutreten. Liegt der Übergabetermin mehr als 3 Monate nach dem voraussichtlichen Termin gemäß § 2 Abs. 1, hat der Pächter nur das Recht, von diesem Vertrag zurückzutreten; weitergehende Ansprüche sind ausgeschlossen.

(7) Vor oder bei Übergabe der Pachtsache wird ein von beiden Beteiligten zu unterzeichnendes Übergabeprotokoll gefertigt. Der Pächter übernimmt die Pachtsache gemäß diesem Übergabeprotokoll. Bleibt der Pächter trotz rechtzeitiger vorheriger Bekanntgabe ohne ausreichende Entschuldigung dem Übergabetermin fern, gilt die Pachtsache nach Erstellung eines Übergabeprotokolls durch den Verpächter und Zusendung desselben an den Pächter als übergeben, und zwar mit der Folge, dass ab diesem Zeitpunkt Schuldnerverzug für die erste Grundpacht einschließlich Betriebs- und sonstiger Nebenkosten eintritt. Wahlweise ist der Verpächter berechtigt, mit sofortiger Wirkung vom Vertrag zurückzutreten und Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen.

(8) Kann die Pachtsache nach einer Vertragsbeendigung durch den Verpächter gem. § 2 Abs. 2, Abs. 3 oder Abs. 7 dieses Vertrages nur nach ganzer oder teilweiser Beseitigung der vom Pächter in Auftrag gegebenen und bereits erbrachten Sonderwünsche weiterverpachtet werden und entstehen dem Verpächter dadurch zusätzliche Kosten und Aufwendungen, so hat der Pächter diese in vollem Umfang zu ersetzen.

(9) Vor der vollständigen Bezahlung der ersten Pacht gemäß § 4 Abs. 1, der ersten Vorauszahlung auf die Betriebs- und sonstigen Nebenkosten, der zusätzlichen Ausbaukosten und der Beibringung der vereinbarten Kautionsleistung hat der Pächter keinen Anspruch auf Übergabe der Pachtsache. Wird die Pachtsache dennoch übergeben, so ist der Verpächter berechtigt, mit sofortiger Wirkung vom Vertrag zurückzutreten, falls der Pächter nicht innerhalb von zehn Geschäftstagen ab Übergabe die fälligen Zahlungen erbringt. Für den Schaden, der dem Verpächter oder Dritten entsteht, ist der Pächter in voller Höhe ersatzpflichtig.

(10) Verdeckte Mängel der Pachtsache sind spätestens zwei Wochen nach Übergabe dem Verpächter schriftlich anzuzeigen. Das Datum des Übergabeprotokolls ist für den Lauf der Frist maßgebend. Werden Mängel innerhalb dieser Frist nicht angezeigt, erkennt der Pächter an, die Pachtsache in vertrags- und ordnungsgemäßem Zustand übernommen zu haben.

Abhängig davon, ob die Kommune eine BgA Stellung als Verpächter einnimmt, zu klären jeweils durch die örtliche Kämmerei:

§ 3

Vorsteuerabzug

(1) Der Verpächter hat für die Verpachtung des Pachtgegenstandes gem. § 9 UStG auf die Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 a UStG verzichtet (Umsatzsteueroption), um nach § 15 UStG zum Vorsteuerabzug für die Vorsteuern berechtigt zu sein, die ihm andere Unternehmer für das Gebäude nebst allen Außen- und Nebenanlagen in Rechnung gestellt haben bzw. stellen werden. Dem Pächter ist bekannt, dass die Umsatzsteueroption des Verpächters nur unter den in § 9 Abs. 2 UStG genannten Voraussetzungen zulässig ist. § 9 UStG ist als Anlage C dem Vertrag beigefügt.

(2) Der Pächter verpflichtet sich, den Pachtgegenstand im Wesentlichen i. S. v. Abschnitt 148 a Abs. 3 UStR 2000 für Umsätze zu verwenden, die den Vorsteuerabzug des Verpächters nicht ausschließen. Abschnitt 148 a UStR 2000 ist dem Vertrag als Anlage D beigefügt.

(3) Der Pächter verpflichtet sich, dem Verpächter auf Anforderung unverzüglich und auf eigene Kosten Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die es dem Verpächter ermöglichen, seiner Nachweispflicht gem. § 9 Abs. 2 UStG gegenüber den Finanzbehörden nachzukommen. Der Pächter verpflichtet sich zusätzlich, dem Verpächter auf Anforderung unverzüglich und auf eigene Kosten eine Bescheinigung des Steuerberaters des Pächters vorzulegen, die Auskunft über die im Pachtobjekt erzielten Umsätze, insbesondere die, die den Vorsteuerabzug ausschließen, gibt und die dem Finanzamt vorgelegt werden kann.

(4) Ergeben sich Umstände bei dem Pächter oder werden im Rahmen einer Prüfung durch die Finanzbehörden Umstände angenommen, die die Zulässigkeit der Umsatzsteueroption des Verpächters betreffen, ist der Pächter verpflichtet, den Verpächter hierüber unverzüglich zu informieren.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten auch für jegliche Unterverpachtung. Der Pächter ist verpflichtet, im Falle einer Unterverpachtung seinerseits zur Umsatzsteuer zu optieren und die Verpflichtungen aus Abs. 2 bis Abs. 4 im Unterpachtvertrag dem Unterpächter derart aufzuerlegen, dass der Verpächter aus dem Unterpachtvertrag unmittelbare Rechte gegen den Unterpächter herleiten kann. Der Pächter ist verpflichtet, die Erfüllung der Verpflichtungen durch den Unterpächter dokumentiert zu überwachen.

(6) Der Pächter haftet dem Verpächter bei einem Verstoß (auch des Untermieters) gegen die Pflichten aus Abs. 2 bis Abs. 5 auf alle hierdurch verursachten Schäden, insbesondere auf die dadurch entstehenden Umsatzsteuerzahlungen seitens des Verpächters. Die aus einer steuerschädlichen Nutzung des Pächters oder des Unterpächters sich ergebenden weiteren steuerlichen Schäden des Verpächters werden vom Pächter ersetzt.

§ 4

Pachtzins

(1) Der Pachtzins beträgt ab dem Zeitpunkt der Übergabe nach § 2 Abs. 5 monatlich … Euro. Der monatliche Pachtzins beträgt pro Quadratmeter Geschäftsraum … Euro, pro Quadratmeter Kellerraum … Euro und pro Stellplatz … Euro zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. (2) Erhöht oder vermindert sich künftig der vom Statistischen Bundesamt amtlich festgestellte Basisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte (auf der Basis …) gegenüber dem für den Monat des Vertragsschlusses / Pachtbeginns veröffentlichten Index um mindestens 10 Prozent, so ändert sich der Pachtzins automatisch im gleichen prozentualen Verhältnis zum Ersten des Folgemonats, ohne dass es einer Erklärung des Verpächters bedarf. Im Falle einer Erhöhung hat der Verpächter die Änderung unter Vorlage einer Berechnung mitzuteilen. Der erhöhte Betrag ist rückwirkend zu zahlen. Bei jeder weiteren Indexänderung gegenüber der jeweils letzten Änderung des Pachtzinses ist diese Regelung entsprechend anwendbar. Die Parteien gehen übereinstimmend davon aus, dass diese Klausel gemäß § 4 PrKV als genehmigt gilt; der Verpächter wird beauftragt, ein entsprechendes Negativtestat bei der zuständigen Stelle, derzeit Bundesamt für Wirtschaft, einzuholen. Sollte das Negativtestat nicht erteilt werden, weil vorstehende Klausel genehmigungsbedürftig ist, wird der Verpächter beauftragt, eine Genehmigung nach der PrKV einzuholen.

§ 5

Zahlung des Pachtzinses

(1) Der Pachtzins ist monatlich im Voraus, spätestens am 3. Werktag des Monats auf das Konto (…) kostenfrei zu überweisen. Der Verpächter ist jederzeit berechtigt, dem Pächter schriftlich ein anderes Konto zu benennen. Der Pächter stimmt auf Verlangen des Verpächters dem Bankeinzug zu.

(2) Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung ist nicht die Absendung, sondern allein der Tag der Wertstellung des Geldes maßgeblich.

(3) Befindet sich der Pächter mit seinen Leistungen im Rückstand, so sind Zahlungen auf etwaige Kosten, Mahngebühren, Zinsen usw. dann auf die Betriebs- und sonstigen Nebenkosten und zuletzt auf die älteste Grundpacht anzurechnen. Für jede Mahnung ist eine Auslagenpauschale von 5 Euro zzgl. der jeweils geltenden Umsatzsteuer zu bezahlen. Dies gilt auch für Mahnungen, die durch unrichtige oder unvollständige Angaben auf Einzahlungsbelegen des Pächters verursacht werden. Der Verpächter ist berechtigt, Verzugszinsen bis zum Tage des Eingangs auf seinem Bankkonto in Höhe von 5 Prozent über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 1 DÜG zu verlangen. Das Recht des Verpächters, einen darüber hinausgehenden Schaden geltend zu machen, bleibt unberührt.

§ 6

Betriebs- und sonstige Nebenkosten

(1) In der Pacht gemäß § 4 sind die Betriebs- und sonstigen Nebenkosten nicht enthalten. Der Pächter ist verpflichtet, die Betriebs- und Nebenkosten im Verhältnis der gepachteten Geschäftsfläche zu der Gesamtfläche von … m² zu tragen; dies umfasst auch die darin enthaltene Umsatzsteuer. Sie werden jährlich abgerechnet (Betriebskostenabrechnung) und sind zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer zu zahlen. Beide Vertragsteile sind verpflichtet, die Betriebskostenabrechnung innerhalb von 30 Kalendertagen nach deren Vorlage auszugleichen. Wird das Pachtverhältnis während der Abrechnungsperiode beendet, werden die Betriebskosten bei der nächstfolgenden Abrechnung im Verhältnis der Pachtzeit im Abrechnungsjahr zum gesamten Abrechnungsjahr verteilt. Der Pächter ist berechtigt, die Unterlagen der Betriebskostenabrechnung nach vorheriger Anmeldung während der üblichen Geschäftszeiten beim Verpächter einzusehen und zu prüfen. Sofern der Pächter der Betriebskostenabrechnung nicht innerhalb von 3 Monaten nach Zugang widerspricht, gilt sie als anerkannt.

(2) Betriebskosten sind die laufenden öffentlichen Lasten, insbesondere Grundsteuer, Wasserversorgung, Entwässerung, Straßenreinigung, Abfallentsorgung jedweder Art, Schornsteinreinigung sowie die Kosten für den Betrieb der Aufzuganlagen, Hausreinigung, Ungezieferbekämpfung, Gartenpflege, Beleuchtung, Sach- und Haftpflichtversicherung, Hauswartskosten, Gemeinschaftsantenne bzw. Kabelanschluss, Heizung, Klimaanlage, (Sonstiges).

(3) Sonstige Nebenkosten sind: 

- 
die Kosten für Reparaturen, Instandhaltung, Wartung der Heizung, Klimaanlage, Videoanlagen und Sicherheitstechnik sowie der nachfolgend aufgeführten Gegenstände

- 
die Kosten der allgemeinen Verwaltung des Anwesens

- 
(sonstige Kosten …)

(4) Die monatlichen Betriebskostenvorauszahlungen betragen jeweils 1/12 der letzten Jahresabrechnung. Sie sind zusammen mit dem Pachtzins zu bezahlen. Bei Kostenerhöhung (zum Beispiel durch Mehrverbrauch, Preis- und Tariferhöhungen) ist der Verpächter auch während der laufenden Abrechnungsperiode berechtigt, durch einseitige Erklärung mit sofortiger Wirkung die monatlichen Vorauszahlungen den geänderten Verhältnissen anzupassen.

(5) Werden Gebühren, Abgaben oder sonstige im wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Grundstück stehende Kosten neu eingeführt, erhöht oder entstehen Betriebskosten neu, so können sie vom Verpächter umgelegt und dafür angemessene Vorauszahlungen festgesetzt werden.

(6) Versorgungsverträge für Heizung, Strom, Wasser und Telefon hat der Pächter, soweit möglich, im eigenen Namen und auf eigene Rechnung abzuschließen.

(7) Der Verpächter ist berechtigt, etwa anfallende Kosten der Verwaltung und Bewachung des Anwesens anteilig auf den Pächter umzulegen. Entsprechendes gilt für die Einführung sonstiger Sicherungsmaßnahmen. Er kann zum Ausgleich dieser Kosten monatliche Pauschalen, wahlweise auch monatliche Vorauszahlungen durch einseitige schriftliche Erklärung neu einführen. Im Übrigen gelten vorstehende Regelungen sinngemäß.

(8) Der Pächter ist zur Zahlung der jeweiligen Betriebs- und sonstigen Nebenkosten in voller Höhe auch dann verpflichtet, wenn er an den Einrichtungen ganz oder teilweise nicht teilnimmt.

(9) Der Verpächter haftet nicht für Störungen der Wasser-, Abwasser, Gas- oder Stromversorgung, der Zentralheizung, der Aufzugsanlagen, der Entwässerung, der Abfallentsorgung und der sonstigen Einrichtungen, soweit diese Störungen nicht auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung seiner Pflichten durch ihn oder seine Erfüllungsgehilfen beruhen.

(10) Bei Ausfall von Betriebs- und / oder Versorgungseinrichtungen (Kühlhaus etc.) stehen dem Pächter Ansprüche nur in Höhe der für diese Einrichtungen zu zahlenden Betriebs- und sonstigen Nebenkosten zu und zwar nur in einem dem Ausfall entsprechenden Verhältnis. Weitergehende Ansprüche des Pächters (Ansprüche aus entgangenem Gewinn) sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn der Ausfall auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Verpächters oder seiner Erfüllungsgehilfen beruht.

§ 7

Instandsetzung und Instandhaltung der Pachträume

(1) Der Verpächter verpflichtet sich, vor dem Einzug des Pächters oder, wenn dies nicht möglich ist, bis spätestens zum … folgende Arbeiten in den Pachträumen vornehmen zu lassen:

- 
Neugestaltung der Schaufenster

- 
(Sonstiges …)

(2) Der Pächter hat die Pachtsache, ihre Ausstattung, das Anwesen, einschließlich aller Gemeinschaftseinrichtungen und Außenanlagen, schonend und pfleglich zu behandeln. Der Pächter hat die Abfallentsorgung, insbesondere die Abfalltrennung, nach Maßgabe der jeweils gültigen Vorschriften ordnungsgemäß vorzunehmen. Für alle entstehenden Schäden und Aufwendungen, die dem Verpächter durch Verschulden des Pächters oder seiner Erfüllungsgehilfen entstehen, ist der Pächter ersatzpflichtig.

(3) Der Pächter sorgt für die ordnungsgemäße Reinigung, Lüftung und Heizung der Pachtsache. Er übernimmt die Instandhaltung und die Reparaturen bis zu einem Betrag von … Euro im Einzelfall und bis zu … Euro im Jahr an der Pachtsache und deren Ausstattung (zum Beispiel elektrische, sanitäre Installation, Verschlüsse, Glasscheiben, Paneelendecken, Sonnenschutzanlagen usw.) sowie die Schönheitsreparaturen (zum Beispiel Streichen der Wände und Decken mit Dispersionsfarbe, Reinigung bzw. Erneuerung der Fußbodenbeläge und Reinigung der Paneelendecken, das Aufpolieren der furnierten Türen usw.). § 5 Abs. 3 bleibt unberührt. Weiteres ist in Anlage C (Verteilung von Reparaturen und Erneuerungslasten) geregelt.

(4) Kommt der Pächter seinen Verpflichtungen gemäß vorstehender Absätze 2 und 3 trotz schriftlicher Aufforderung nicht innerhalb eines Monats nach, so kann der Verpächter ohne Setzung einer Nachfrist die erforderlichen Arbeiten auf Kostendes Pächters veranlassen.

(5) Der Verlust von Schlüsseln ist dem Verpächter unverzüglich zu melden. Bei Verlust von Schlüsseln trägt der Pächter die Kosten der Neuanschaffung sowie etwaiger Schloss- und Schließgruppenänderungen. Weitere Schlüssel darf der Pächter nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Verpächters anfertigen. Diese zusätzlichen Schlüssel sind bei Auszug nach Wahl des Verpächters gegen Kostenerstattung an diesen zu übergeben oder in Anwesenheit des Verpächters unbrauchbar zu machen.

(6) Der Pächter hat auftretende Schäden oder Mängel an der Pachtsache und den Gemeinschaftseinrichtungen, die innerhalb der Pachtsache liegen, dem Verpächter unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Unterlässt der Pächter diese Anzeige, so ist er zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(7) Etwaige Ansprüche (Gewährleistungsansprüche etc.) gegen Dritte tritt der Verpächter an Erfüllungsstatt an den Pächter ab, soweit dieser dem Verpächter den Schaden ersetzt hat.

(8) Der Pächter tritt etwaige Ansprüche (Gewährleistungsansprüche etc.) gegen Dritte an den Verpächter erfüllungshalber ab, soweit der Pächter nicht ausschließlich auf Grund eigener Handlung zum Ersatz des Schadens verpflichtet ist.

§ 8

Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht, Minderung

(1) Der Pächter kann gegenüber dem Pachtzins und den Betriebs- und sonstigen Nebenkosten sowie deren Vorauszahlungen nur mit einer anerkannten oder gerichtlich festgestellten Gegenforderung aufrechnen. Ein Minderungs- und Zurückbehaltungsrecht kann der Pächter nur ausüben, wenn er seine Absicht dem Verpächter mindestens einen Monat vor Fälligkeit der zuvor genannten Kosten schriftlich angekündigt hat.

(2) Die Minderung der Pacht ist ausgeschlossen, wenn durch Umstände, die der Verpächter nicht zu vertreten hat, die Nutzung der Räume beeinträchtigt wird (z. B. Verkehrsumleitung, Straßensperrung usw.). 

Im Einzelfall abzustimmen:

§ 9

Benutzung der Pachträume, Unterverpachtung

(1) Der Pächter darf die Pachträume nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Verpächters im Rahmen des Pachtzwecks unterverpachten. Der Verpächter kann die Zustimmung verweigern oder widerrufen, wenn für den Verpächter oder in der Person des Unterpächters ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund in der Person des Unterpächters liegt insbesondere vor, wenn der Unterverpächter nicht ausschließlich umsatzsteuerpflichtige Tätigkeiten ausübt, es sei denn, der Pächter weist nach, dass dem Verpächter daraus keine Nachteile nach § 9 Abs. 2 UStG entstehen. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ist das Kündigungsrecht gem. § 549 Abs. 1 S. 2 (§ 541 Abs. 1 S. 2 n. F.) BGB ausgeschlossen.

(2) Bei unbefugter Unterverpachtung kann der Verpächter verlangen, dass der Pächter sofort kündigt und unverzüglich, spätestens jedoch binnen Monatsfrist, das Unterpachtverhältnis tatsächlich beendet, das heißt die Räumung durch den Unterpächter abgeschlossen ist. Geschieht dies nicht, so kann der Verpächter das Hauptpachtverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.

(3) Die Rechte nach den Absätzen 1 und 2 kann der Verpächter nur innerhalb einer Frist von 3 Wochen geltend machen, nachdem er die gegen den Unterpächter sprechenden Gründe erfahren hat oder nachdem die Frist zur Kündigung oder Räumung des Unterpachtverhältnisses fruchtlos verstrichen ist.

(4) Bei einer Unterverpachtung oder Gebrauchsüberlassung an einen Dritten ist der Verpächter berechtigt, vom Pächter einen Unterpachtzuschlag in Höhe von 30 Prozent des Pachtzinses zu verlangen.

§ 10

Ausbesserung und bauliche Veränderungen

(1) Der Verpächter darf Ausbesserungen und bauliche Änderungen, die zur Erhaltung des Hauses bzw. der Pachträume oder zur Abwendung drohender Gefahren sowie zur Beseitigung von Schäden oder auf Grundlage von behördlichen Auflagen notwendig werden, auch ohne Zustimmung des Pächters vornehmen. Dies gilt auch für Arbeiten, die zwar nicht notwendig, aber zweckmäßig sind, beispielsweise die Modernisierung des Gebäudes und der Pachträume. Der Pächter hat die betroffenen Räume zugänglich zu halten; die Ausführung der Arbeiten darf von ihm nicht behindert oder verzögert werden. Ein Anspruch auf Schadensersatz, sei es auf Grund von Vertragsverletzungen oder sonstiger Anspruchsgrundlagen, ist ausgeschlossen, es sei denn es liegt grob fahrlässiges oder vorsätzliches Verhalten des Verpächters oder seiner Erfüllungsgehilfen vor.

(2) Der Verpächter kann die Sammelheizung und Warmwasserversorgung auf andere Heizstoffe umstellen oder an die Fernheizung anschließen lassen sowie Wärmezähler, Heizkostenverteiler, Warmwasserzähler, Warmwasserkostenverteiler und Thermostate einbauen.

(3) Der Pächter darf bauliche Änderungen oder sonstige Änderungen innerhalb und außerhalb der Pachtsache, insbesondere Um- und Einbauten, Umgestaltungen, Installationen, Vergitterung der Fenster und die Herstellung und Veränderung von Feuerstätten nur mit schriftlicher Einwilligung des Verpächters vornehmen. Erteilt der Verpächter eine solche Einwilligung, ist der Pächter für die Einholung der bauaufsichtlichen Genehmigung und sonstigen behördlichen Erlaubnisse bzw. Anzeigen verantwortlich und hat alle Kosten zu tragen. Will der Pächter von ihm veranlasste Änderungen der Pachtsache während der Pachtzeit beseitigen oder erneut abändern, bedarf es hierzu gleichfalls der schriftlichen Einwilligung des Verpächters.

(4) Etwaige vom Vorpächter übernommene Betriebs- oder sonstige Einrichtungen gelten nicht als zur Pachtsache gehörig, sondern als vom Pächter eingebaut bzw. eingebracht.

(5) Einrichtungen, mit denen der Pächter die Räume versehen hat, kann er wegnehmen. Der Verpächter kann aber verlangen, dass die Sachen bei Beendigung des Pachtverhältnisses in den Räumen zurückgelassen werden, wenn der Verpächter soviel zahlt, wie es dem Zeitwert unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Abnutzung und des technischen Fortschritts entspricht. Pächter und Verpächter haben die Einigung so rechtzeitig herbeizuführen, dass Vereinbarungen noch vor der Räumung getroffen werden können. Übernimmt der Verpächter vom Pächter eingebaute Einrichtungen nicht, so hat der Pächter bis zum Vertragsablauf den früheren Zustand einschließlich aller hierzu erforderlichen Nebenarbeiten wieder herzustellen.

(6) Schadensersatz und Minderungsansprüche für Mängel der Pachtsache sowie Minderung oder Schadensersatzansprüche wegen Baulärm, Baustellenbetrieb (auch vom Verpächter veranlasst) sind ausgeschlossen, soweit die Benutzbarkeit der Pachtsache nicht für erhebliche Zeit überwiegend aufgehoben wird. Dies gilt auch für Ansprüche des Pächters im Falle der Verursachung durch weitere Pächter, sofern der Verpächter zur Duldung der Maßnahmen verpflichtet ist.

Im Einzelfall abzustimmen:

§ 11

Klimaanlage, Heizung und Warmwasser

(1) Der Verpächter ist verpflichtet, die Sammelheizung, soweit es die Außentemperaturen erfordern, mindestens aber in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 30. April in Betrieb zu halten, so dass in den Geschäftsräumen eine Mindesttemperatur von 19 ° C möglich ist. Ein Anspruch des Pächters auf Versorgung mit Warmwasser (Mindesttemperatur 40 ° C), Sammelheizung und Klimaanlage besteht nur Montag bis Samstag, mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage, von 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr.

(2) Die durch Brennstoffverknappung bedingte teilweise oder vollständige Einstellung der Heizung und

Warmwasserversorgung berechtigt den Pächter nicht zu Minderung oder Ersatzansprüchen. Dies gilt ebenso für notwendige Betriebsunterbrechungen jeder Art.

Im Einzelfall abzustimmen:

§ 12

Benutzung der Aufzugsanlagen

(1) Der Pächter ist berechtigt, die in dem von ihm gepachteten Gebäude vorhandenen Aufzüge mitzubenutzen.

(2) Der Pächter hat bei Betriebsstörungen keinen Anspruch auf Benutzung. Er verpflichtet sich, die Aufzugsbestimmungen in allen Punkten zu erfüllen. Eine Bedienung der Aufzüge findet nicht statt. Betriebsstörungen sind dem Verpächter oder seinen Beauftragten sofort mitzuteilen.

§ 13

Pfandrecht des Verpächters / Abtretung von Forderungen

(1) Der Verpächter hat für alle Forderungen, auch zukünftige, aus diesem Vertrag und seinen Anlagen ein Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Pächters (Büromöbeln, Maschinen und sonstigen Gegenständen der Geschäftsausstattung nebst Einrichtung).

(2) Bei Pfändung eingebrachter Sachen durch Dritte verpflichtet sich der Pächter, den Verpächter unverzüglich von dem Umfang der Pfändung zu benachrichtigen.

(3) Der Pächter tritt an den Verpächter alle bestehenden und künftigen Forderungen unwiderruflich ab, die ihm gegen Dritte aus Überlassung von Pachträumen, insbesondere Unterverpachtung, zustehen. Der Verpächter wird bereits hiermit vom Pächter bevollmächtigt, im Falle eines Zahlungsrückstandes an seiner Stelle und in seinem Namen die Abtretung dem Dritten mitzuteilen sowie Forderungen des Pächters gegen den Dritten im eigenen Namen einzuziehen.

§ 14

Werbemaßnahmen

(1) Der Pächter ist in Abstimmung mit dem Verpächter zur Anbringung von Werbemaßnahmen gemäß Leitfaden verpflichtet. Die Kostenregelung ist im Einzelfall einvernehmlich abzustimmen. Bezüglich der Werbemaßnahmen ist auf den Markenvertrag (vergleiche § 2) zu verweisen. Bei Änderungen der Werbung ist der Verpächter verpflichtet, diese zu benutzen. Die Kostenregelung ist im Einzelfall einvernehmlich abzustimmen.

(2) Andere Vorrichtungen, die der Werbung oder dem Verkauf dienen (Firmenschilder, Firmenzeichen, Werbetexte, Schaukästen, Verkaufsautomaten usw.), dürfen an den Außenflächen des Hauses, auch an den Fensterscheiben angebracht werden. Die Kostenlast trägt alleine der Pächter. Durch die Erteilung der Einwilligung bleibt die Verpflichtung des Pächters, gegebenenfalls erforderliche öffentlich-rechtliche Genehmigungen einzuholen, unberührt. Die Einwilligung kann widerrufen werden. Im Falle des Widerrufs, wie auch bei Räumung der Pachtsache, ist der Pächter zur Wiederherstellung des alten Zustandes verpflichtet.

(3) Der Pächter haftet dem Verpächter für alle Schäden, die im Zusammenhang mit Vorrichtungen nach Abs. 2 entstehen. Die Werbeeinrichtungen haben sich dem Erscheinungsbild des Pachtobjekts und des Gesamtgebäudes anzupassen.

(4) Die Beachtung der allgemeinen technischen und behördlichen Vorschriften für die Art der Anbringung und Erhaltung sowie die deswegen erforderlichen Maßnahmen obliegen ausschließlich dem Pächter.

§ 15

Betreten der Pachträume durch den Verpächter

(1) Der Verpächter oder / und seine Beauftragten können die Pachträume während der Geschäftszeit zur Prüfung ihres Zustandes oder aus anderen wichtigen Gründen betreten. Bei Gefahr ist ihnen der Zutritt zu jeder Tages- und Nachtzeit gestattet. Sofern die Räume verschlossen sind, können sie notfalls die Pachträume auf Kosten des Pächters öffnen lassen.

(2) Will der Verpächter das Grundstück verkaufen, so dürfen er und seine Beauftragten die Pachträume zusammen mit den Kaufinteressenten während der Geschäftszeit betreten. Ist das Pachtverhältnis gekündigt, so dürfen er oder / und seine Beauftragten nach rechtzeitiger Ankündigung die Pachträume zusammen mit den Kaufinteressenten oder Pachtinteressenten auch außerhalb der Geschäftszeiten betreten.

(3) Der Pächter hat dafür zu sorgen, dass die Räume auch während seiner Abwesenheit betreten werden können. Bei längerer Abwesenheit (zum Beispiel bei Betriebsferien) hat er die Schlüssel an einer schnell erreichbaren Stelle unter entsprechender Benachrichtigung des Verpächters zu hinterlegen.

(4) Falls der Pächter die Pachtsache für den Verpächter nicht zugänglich hält, haftet er für jeden dem Verpächter oder einem Dritten dadurch entstehenden Schaden.

§ 16

Mehrere Personen als Pächter oder Verpächter

(1) Soweit Willenserklärungen gegenüber allen Pächtern gelten sollen, müssen sie von oder gegenüber allen Pächtern abgegeben werden. Die Pächter bevollmächtigen sich jedoch gegenseitig schriftlich und frei widerruflich zur Entgegennahme von Erklärungen des Verpächters. Der Widerruf muss gegenüber dem Verpächter schriftlich erfolgen; hat der Widerrufende im Inland keinen Wohnsitz, ist er nur wirksam, wenn der Widerrufende einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten nennt. Die Vollmacht erstreckt sich auf die Entgegennahme von Kündigungen, nicht jedoch auf die Erklärung einer Kündigung oder auf eine Aufhebung des Pachtvertrages.

(2) Die Mehrheit von Pächtern haftet für alle Verpflichtungen aus dem Pachtverhältnis als Gesamtschuldner.

§ 17

Elektrizität, Gas, Wasser

(1) Soweit Leitungsnetze für Elektrizität, Gas und Wasser vorhanden sind, dürfen diese vom Pächter nur in solchem Umfang in Anspruch genommen werden, dass keine Überlastung eintritt. Bei Benutzung von Elektrogeräten mit hohem Anschlusswert ist der Pächter befugt, auf seine Kosten die Zuleitung bzw. Steigleitung und / oder die Zählertafel nach vorheriger rechtzeitiger Information des Verpächters zu ändern. Wasser darf nur für den eigenen Bedarf aus den Wasserleitungen entnommen werden.

(2) Bei Störungen oder Schäden an den Versorgungsleitungen hat der Pächter für die sofortige Abschaltung zu sorgen. Er ist verpflichtet, den Verpächter oder seinen Beauftragten sofort zu benachrichtigen.

(3) Unregelmäßigkeiten und Veränderungen der Energieversorgung, insbesondere Schwankungen der Stromspannung, berechtigen den Pächter nicht zur Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen den Verpächter.

§ 18

Änderung der Rechtsform, Veräußerung des Betriebes

(1) Ändert sich die Rechtsform des Unternehmens des Pächters oder der Gesellschafterbestand, so hat der Pächter dies dem Verpächter unverzüglich anzuzeigen.

(2) In diesen Fällen steht dem Verpächter ein außerordentliches Kündigungsrecht zu. Der Verpächter kann innerhalb von 6 Monaten ab Bekanntgabe der Änderung den Pachtvertrag mit einer Frist von 6 Monaten kündigen.

(3) Bei der Veräußerung des Betriebes des Pächters oder eines Teiles davon besteht kein Anspruch auf Übertragung des Vertrages auf den Erwerber.

§ 19

Kaution

(1) Der Pächter hat bis zum … eine einmalige Sicherheitsleistung in Höhe von … Euro durch eine selbstschuldnerische unbedingte Bürgschaft zur Zahlung auf erste Anforderung einer deutschen Bank oder Sparkasse zu erbringen, welche unter Verzicht auf die Einreden der Anfechtbarkeit, Aufrechenbarkeit, Vorausklage der §§ 770, 771 BGB sowie der Hinterlegungsbefugnis erklärt wird. Die Bürgschaft muss zeitlich unbefristet sein.

(2) Der Nennbetrag der Bürgschaft beträgt drei Bruttomonatspachten (Pacht, Nebenkostenvorauszahlung und Mehrwertsteuer). Bei Pachterhöhung sind zusätzliche Bankbürgschaften beizubringen.

(3) Die Rückgabe der Sicherheit erfolgt frühestens 3 Monate nach Beendigung des Pachtverhältnisses und Rückgabe der Pachtsache sowie nach Begleichung sämtlicher Forderungen des Verpächters.

(4) Der Verpächter ist berechtigt, die Sicherheitsleistung auch während der Pachtzeit zur Abdeckung etwaiger ihm zustehender Forderungen in Anspruch zu nehmen. Soweit eine Inanspruchnahme erfolgt, ist der Pächter verpflichtet, unverzüglich die Sicherheitsleistung in vereinbarter Art und Höhe wieder aufzufüllen.

§ 20

Beendigung der Pachtzeit

(1) Die Pachträume, Außenanlagen und die mit gepachteten Einrichtungsgegenständen sind bei Beendigung der Pachtzeit vom Pächter in bezugsfertigem und neuwertigem Zustand, fachgerecht renoviert und instand gesetzt zu übergeben. Dabei wird der im Begehungsprotokoll festgehaltene Zustand des Pachtgegenstandes zugrunde gelegt. Alle übergebenen Schlüssel sind dem Verpächter zurückzugeben. Andernfalls ist der Verpächter berechtigt, auf Kosten des Pächters die Pachträume öffnen und neue Schlösser sowie Schlüssel anfertigen zu lassen. § 7 Abs. 5 bleibt unberührt.

(2) Das Pachtobjekt ist zum Pachtende vollständig zu räumen und das vom Pächter eingebaute Zubehör sowie sonstige Einbauten und Installationen (z. B. Verkabelungen, Werbeschilder) sind zu entfernen. Der ursprüngliche Zustand ist wiederherzustellen. Es ist eine besenreine Übergabe zugesichert.

(3) Die Stellung eines Nachpächters zur vorzeitigen Beendigung des Pachtverhältnisses ist nicht möglich.

§ 21

Sonstige Vereinbarungen

(1) Bei einer Veräußerung des Anwesens ist die Haftung des Verpächters gem. § 571 Abs. 2 (§ 578 Abs. 1 i. V. mit § 566 Abs. 2 n. F.) BGB ausgeschlossen.

(2) Erklärungen gegenüber dem Pächter können nach Wahl des Verpächters in den gepachteten Räumen stattfinden oder an die dem Verpächter zuletzt bekannt gegebene Anschrift zugestellt werden.

(3) Im Falle von Ergänzungen des Pachtvertrages ermächtigen sich die Parteien gegenseitig, die Ergänzung mit dem Pachtvertrag fest zu verbinden.

(4) Haftungsansprüche des Pächters gegen den Verpächter und dessen Erfüllungsgehilfen, insbesondere aus Vertrag und vorvertraglicher Pflichtverletzung sind ausgeschlossen, soweit nicht beim Verpächter und dessen Erfüllungsgehilfen vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten vorliegt. Dies gilt auch für anfängliche Mängel der Pachtsache.

(5) Die Abtretung von Rechten aus diesem Vertrag an Dritte ist dem Pächter ohne Zustimmung des Verpächters nicht gestattet.

(6) Die beigefügte Hausordnung (Anlage …) ist Bestandteil dieses Vertrages und von den Parteien ebenfalls zu unterschreiben.

(7) Der Pächter ist damit einverstanden, dass die das Vertragsverhältnis betreffenden Daten auf Datenträger gespeichert und nach Maßgabe des Bundesdatenschutzgesetzes verarbeitet werden.

(8) Abfälle aus der gewerblichen Tätigkeit des Pächters dürfen nicht in die vom Verpächter für den allgemeinen Bedarf bereitgestellten Müllkästen geschüttet werden, sondern sind vom Pächter selbst zu beseitigen.

(9) Der Verpächter haftet nicht für durch Feuer, Rauch, Sott, Schnee, Wasser, Schlamm und ähnliche Einwirkungen von Feuchtigkeit entstandene Schäden an Sachen des Pächters, es sei denn, dass die Schäden durch Vernachlässigung des Grundstücks entstanden sind und der Verpächter es trotz rechtzeitiger Anzeige durch den Pächter unterlassen hat, die Mängel zu beseitigen. Dieser Haftungsausschluss gilt auch für anfängliche Mängel der Pachtsache.

(10) Der Pächter wird bei der Eröffnung des Geschäftsbetriebes alle rechtlichen und behördlichen Verpflichtungen erfüllen, alle behördlichen Genehmigungen auf eigene Kosten einholen und die erforderlichen Gewerbeanmeldungen vornehmen. Der Pächter sichert zu, dass die ihm zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten in (...) für die Durchführung des Betriebs geeignet sind.

(11) Bei der Ausübung der gewerblichen und / oder freiberuflichen Tätigkeit hat der Pächter die einschlägigen Vorschriften insbesondere die umweltrechtlichen Tatbestände zwingend zu beachten.

(12) Falls der Pächter auf dem Grundstück gewässerschädliche Stoffe lagert und / oder im Rahmen ihrer gewerblichen und / oder freiberuflichen Tätigkeit verwendet, hat er das Risiko der Gewässerschädigung gesondert zu versichern und dem Verpächter nachzuweisen. Dieses gilt analog auch für alle anderen Immissionen. Für alle von dem Pächter verursachten Umweltschäden hat er einzustehen und den Verpächter von Ansprüchen Dritter freizuhalten.

(13) Der Pächter hat eine Gebäudehaftpflichtversicherung, eine Inventarversicherung und eine Versicherung gegen Betriebsunterbrechung unter Zugrundelegung eines ausreichenden Deckungsbeitrages abzuschließen.

(14) Weitere Vereinbarungen sind möglich: zum Beispiel Optionsrechte, Versicherung, Pachtvorauszahlung, Schneebeseitigung usw.

§ 22

Außerordentliche Kündigung

(1) Der Verpächter kann den Pachtvertrag insbesondere dann fristlos kündigen, wenn

- 
der Pächter im Pachtgegenstand nicht mehr im Wesentlichen umsatzsteuerpflichtige Tätigkeiten betreibt, es sei denn, der Pächter weist nach, dass dem Verpächter daraus keine umsatzsteuerlichen Nachteile entstehen;

- 
der Pächter mit mehr als 2 Monatspachten im Rückstand ist oder die vereinbarte Sicherheitsleistung nicht zu / in der nach diesem Vertrag vereinbarten Zeit, Höhe und Art gestellt hat;

- 
der Pächter in Vermögensverfall gerät und dadurch oder aus sonstigen wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage ist, den bisherigen Geschäftsbetrieb nach Art und Umfang in der bisherigen Weise aufrechtzuerhalten;

- 
Zwangsvollstreckungen in das Vermögen des Pächters erfolgen, die eine ordnungsgemäße Erfüllung der Vertragspflichten erschweren oder unmöglich machen;

- 
der Pächter trotz zweimaliger schriftlicher Abmahnung die Bedingungen in §§ 1, 5, 6, 10, 14 dieses Vertrages nicht einhält (eine Erweiterung der Kündigungsgründe ist darstellbar);

- 
der Markenvertrag vom … zwischen … (Punkt B) aufgelöst, gekündigt wurde / wird.

(2) Wird das Pachtverhältnis durch fristlose Kündigung des Verpächters beendet, so haftet der Pächter dem Verpächter für den Nettopachtausfall einschließlich sämtlicher Betriebs- und sonstiger Nebenkosten gem. § 5 Abs. 1 bis zur Weiterverpachtung. Die Haftung dauert bis zum Ende der vereinbarten Pachtzeit, jedoch höchstens für 1 Jahr nach dem Auszug. Etwaige Forderungen des Pächters gegen den Verpächter werden erst nach diesem Zeitpunkt zur Rückzahlung fällig. Eine Verzinsung der Forderungen durch den Verpächter erfolgt in keinem Fall. Die Geltendmachung weiterer Ansprüche des Verpächters bleibt vorbehalten.

§ 23

Schlussbestimmungen

(1) Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages sowie dieser Bestimmung bedürfen der Schriftform, soweit nicht gesetzlich eine strengere Form vorgeschrieben ist. Diese Schriftformklausel kann nicht durch mündliche oder konkludente Vereinbarung außer Kraft gesetzt werden.

(2) Sollten einzelne Regelungen des Vertrages unwirksam sein oder werden, bleibt der Vertrag im Übrigen gültig. Die Beteiligten verpflichten sich, anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, die dem am nächsten kommt, was die Beteiligten gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt hätten, sofern sie den Punkt bedacht hätten. Beruht die Unwirksamkeit auf einer Leistungs-, Betrags-, Mengen- oder Zeitangabe, gilt das noch zulässige Maß als vereinbart.

(3) Erfüllungsort für alle Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag ist (...).

Die Parteien erklären, sämtliche Vereinbarungen und Anlagen dieses Vertrages gelesen zu haben. Sie erkennen den Inhalt als für sie rechtsverbindlich an.

(...), den               

Anlagenverzeichnis

Anlage A:

Anlage B:

Anlage C:

Anlage D:

Anlage E:

B. Markenvertrag

Präambel
Das Land Schleswig-Holstein hat zur Stärkung der ländlichen Räume das Konzept MarktTreff entwickelt. Es basiert im Wesentlichen auf den drei Angebotskomponenten „Einzelhandel / Gastronomie, Dienstleistung und Treffpunkt“ und deren umfassender Ausgestaltung. Das Land Schleswig-Holstein hat der Gemeinde (...) im Rahmen des Zuwendungsbescheids das Nutzungsrecht am MarktTreff-Konzept überlassen. Die Gemeinde darf dieses Nutzungsrecht an den Betreiber des MarktTreffs (...) weitergeben. Dem Betreiber obliegt zwar in erster Linie die Führung des Kerngeschäftes (Einzelhandel / Gastronomie), das Gesamtsystem der Marke MarktTreff kann jedoch nur seine Attraktivität entwickeln, wenn der Betreiber positiv auf sämtliche oben beschriebenen Angebotskomponenten eingeht (siehe MarktTreff-Leitfaden / Anlage A).

Dies vorausgesetzt, vereinbaren die Parteien folgendes:

Zwischen

der Gemeinde (...)

vertreten durch den Bürgermeister 

– im Folgenden „Markengeber“ genannt –

und

(…)

– im Folgenden „Markennutzer“ genannt –

wird der nachfolgende Markenvertrag geschlossen.

§1

Marken- Lizenz

(1) Der Markengeber räumt hiermit dem Markennutzer das persönliche, nicht übertragbare Recht ein, im Rahmen der Bestimmungen des vorliegenden Vertrages iVm dem Pachtvertrag vom …. unter dem Namen „MarktTreff“ an der (Straße) in (...) ein Ladengeschäft (im Einzelfall näher zu konkretisieren) /… zu eröffnen.

(2) Der Markennutzer ist verpflichtet, sowohl die Marke und das Logo „MarktTreff“ gemäß Anlage (diesem Vertrag beigefügt), außerhalb wie innerhalb des Ladengeschäftes …. sowie nach den Bestimmungen des vorliegenden Vertrages auch in der Werbung zu benutzen, wie auch sämtliches vom Markengeber im Zusammenhang mit dem MarktTreff-Konzept entwickelte und in dem entsprechenden Leitfaden (Anlage A) festgehaltene Informationen (inklusive sämtliche Weiterentwicklungen) für den Betrieb des Geschäftes zu verwenden. Die vorliegende Nutzungsbefugnis bezieht sich ausschließlich auf das unter §. 1.1 erwähnte Ladengeschäft / … Eine Verwendung von Marke und Logo „MarktTreff“ ohne Zusammenhang mit diesem Ladengeschäft / … bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Markengebers.

§ 2

Pflichten des Markennutzers
(1) Geschäftsführung

Der Markennutzer verpflichtet sich, während der Dauer des vorliegenden Vertrages in eigenem Namen und auf eigene Rechnung nach Maßgabe des vom Markengeber entwickelten Ladenkonzeptes und nach den Bestimmungen des vorliegenden Vertrages, des aktuellen MarktTreff-Leitfadens (Anlage A) sowie den vom Markengeber abgegebenen Empfehlungen und Weisungen in (...) ein MarktTreff-Geschäft zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten.

(2) Werbung

Sämtliche Werbeaktionen haben sich an den Regelungen des MarktTreff-Konzepts (Anlage B) zu orientieren. Der Markennutzer verpflichtet sich, vom Markengeber initiierten Werbemaßnahmen und Aktionen in angemessener Weise mit zu tragen. Der Markennutzer wird in der gesamten Korrespondenz, insbesondere auf allen Geschäftspapieren und sonstigen geschäftlichen Unterlagen und Darstellungen das jeweils gültige Logo des MarktTreffs in Erscheinung bringen und zwar unter Hinzufügung der eigenen Firma. Art und Gestaltung des zu verwendenden Geschäftspapiers hat der Markennutzer mit dem Markengeber abzustimmen.

(3) Geheimhaltung

Der Markennutzer verpflichtet sich, während der Dauer dieses Vertrages sowie nach dessen Beendigung, sämtliche betrieblichen Einzelheiten strikt vertraulich zu halten. Der Markennutzer verpflichtet sich ferner dafür zu sorgen, dass seine Mitarbeiter entsprechende Geheimhaltungsverpflichtungen unterzeichnen.

(4) Konkurrenzverbot

Der Markennutzer verpflichtet sich, während der Dauer dieses Vertrages in (...) weder auf eigene noch auf fremde Rechnung ein Geschäft zu führen und zu eröffnen, welches direkt oder indirekt mit dem vom Markengeber initiierten MarktTreff bzw. anderen MarktTreffs in Konkurrenz steht, noch sich an einem solchen direkt oder indirekt zu beteiligen. 

(5) Weitere Pflichten

Der Markennutzer verpflichtet sich, den Markengeber über seine Geschäftstätigkeit zu informieren, insbesondere durch halbjährliche wirtschaftliche Datenberichte (sofern nicht anders vereinbart). 

Der Markennutzer hat an Schulungen und begleitenden Betreuungsmaßnahmen teilzunehmen. Damit soll sichergestellt werden, dass der Markennutzer auf einem aktuellen Wissens- und Informationsstand ist und stets in die Weiterentwicklung des Systems MarktTreff integriert ist. 

Der Markennutzer hat seinen Geschäftsbetrieb unter Beachtung der in der Präambel genannten Merkmale und mit allen optischen Kennzeichnungsmerkmalen des Markensystems zu führen. Etwaige Änderungen des äußeren und inneren Erscheinungsbildes des Betriebes werden vom Markennutzer durchgeführt, wenn und soweit der Markengeber die Anpassung nach dem jeweiligen Erkenntnisstand und den Anforderungen des Wettbewerbs für notwendig erachtet. Die Interessen und die Leistungsfähigkeit des Markennutzers sind dabei angemessen zu berücksichtigen.

§ 3

Pflichten des Markengebers

Der Markengeber verpflichtet sich, den Markennutzer im Rahmen der vom Land Schleswig-Holstein angebotenen Hilfen sowie bei der Erreichung der unternehmerischen Ziele zu unterstützen. Die näheren Einzelheiten bedürfen jeweils einer gesonderten Regelung.

§ 4

Vertragsbeginn, -dauer und -beendigung

Das Vertragsverhältnis beginnt am (…).

(1) Der Vertrag wird für die Dauer von … Jahren abgeschlossen. Nach  Ablauf der Vertragsdauer verlängert er sich stillschweigend um jeweils ein weiteres Jahr, sofern er nicht von einer der beiden Parteien unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Monaten jeweils zum Ende eines Monats gekündigt wird.

(2) Hat der Markennutzer nicht spätestens 6 Monate nach Vertragsunterzeichnung seinen Betrieb eröffnet, steht dem Markengeber das Recht zur außerordentlichen und fristlosen Kündigung des Vertrages zu. Die Frist verlängert sich um den Zeitraum, um den sich die Eröffnung des Betriebes aufgrund von Umständen verzögert, die vom Markennutzer nicht zu vertreten sind, längstens jedoch um 6 Monate.

(3) Die vorzeitige Auflösung des Vertrages aus wichtigen Gründen bleibt vorbehalten. Als wichtige Gründe auf Seiten des Markengebers gelten insbesondere:
a) die Nichteinhaltung von Bestimmungen des vorliegenden Vertrages, sofern auf entsprechende schriftliche Abmahnung hin der vertragsgemäße Zustand innerhalb von 30 Tagen nicht wiederhergestellt wird;

b)  der Antrag auf Insolvenz, der Abschluss eines Nachlassvertrages oder bei Zahlungsunfähigkeit des Markennutzers;

c) die Verletzung der Geheimhaltungsverpflichtung oder des Konkurrenzverbotes durch den Markennutzer oder seine Mitarbeiter;

d) schwere Verletzung des Markenimages;

e) Verletzung des Gebietsschutzes;
f) Auflösung / Kündigung des Pachtvertrages vom … zwischen … (Punkt A);

g) nachhaltige Behinderung und / oder Beeinträchtigung der Informations- und Kontrollrechte des Markengebers;

h) nachhaltige Verletzung der vertraglichen Mitwirkungs- und Förderungspflichten im Hinblick auf die Förderung des Systemzusammenhalts der Marke MarktTreff;

i) rufschädigendes rechtswidriges Verhalten und Äußerungen bezüglich des Systems und seiner Mitglieder gegenüber Dritten.

Als wichtige Gründe auf Seiten des Markennutzers gelten insbesondere: nachhaltiger und trotz Abmahnung nicht abgestellter Verzug bei der Erfüllung von Pflichten des Markengebers aus diesem

Vertrag.

(5) Mit Auflösung des Vertrages fällt das unter Ziff. 1 eingeräumte Nutzungsrecht automatisch an den Markengeber, und der Markennutzer ist nicht mehr berechtigt, Marke und Logo "MarktTreff"  zu nutzen. Der Markennutzer verpflichtet sich, bei Auflösung des Vertrages sämtliche ihm im Zusammenhang mit dem vorliegenden Vertrag zur Verfügung gestellten und nicht öffentlich verfügbaren Unterlagen umgehend und ohne Anfertigung irgendwelcher Kopien zurückzugeben.

§ 5

Schlussbestimmungen

(1) Eine Abänderung und / oder Ergänzung des vorliegenden Vertrages bedarf der Schriftform. Dies gilt auch für die Abänderung dieser Klausel.

(2) Der vorliegende Vertrag kann weder gesamt noch teilweise ohne vorherige schriftliche Zustimmung der anderen Partei auf Dritte übertragen werden.

(3) Sollte eine Bestimmung des vorliegenden Vertrages ungültig, nichtig, unmöglich oder undurchführbar sein oder werden, so beeinträchtigt dieses die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen nicht. In einem solchen Fall soll die ungültige, nichtige, unmögliche oder undurchführbare Bestimmung durch eine Bestimmung ersetzt werden, welche dem Sinn und Geist des vorliegenden Vertrages sowie der ökonomischen Zielsetzung der Parteien am besten entspricht.

(4) Für den vorliegenden Vertrag gilt deutsches Recht.

(5) Als ausschließlichen Gerichtsstand vereinbaren die Parteien (Ort).

(...), den

Anlagenverzeichnis

Anlage A:

Anlage B:

Anlage C:
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